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Liebe Berufskolleginnen und Berufskollegen,
sehr verehrte Gäste,

meine Damen und Herren,

lange nicht mehr ging es im Vorfeld einer Mitgliederversammlung so turbulent zu wie in diesem Jahr:

- Unsere ständige Aufgabe EU-Weinmarktreform hat uns bei vielen Terminen an vielen Stellen und an vielen Orten gefordert. 

- Die Katastrophen in Japan haben neue Wertigkeiten im Denken und Handeln ausgelöst.

- Die Kriege in Afrika haben die internationale Welt und damit auch uns aufgeschreckt.

- Das politische Erdbeben in Baden-Württemberg zeigt, dass wir es mit einem neuen Bewusstsein der Wahlbürger mit Auswirkungen bis nach Berlin und Brüssel zu tun haben.

Es hat den Anschein, dass der Bürger mehr Selbstverantwortung möchte. 
Es wird deshalb künftig mehr Volks- oder Bürgerentscheide geben. 

Die Parteien müssen umdenken. Einfach „weiter so“ – das geht nicht mehr. 

Der Bürger will eine klare Orientierung, wo es hingeht.

Das kann und wird nicht ohne Folgen für unsere Zukunft bleiben. 

Am wenigstens angesagt ist jetzt Panik, vorschnelles Urteilen, beleidigtes Schmollen und unüberlegtes Denken und Handeln. Wir müssen die Dinge sehen und akzeptieren, wie sie sind. Wir müssen Antworten finden, ohne unsere Ziele aufzugeben.

Zur EU-Weinmarktrefom wird der Generalsekretär des Deutschen Weinbauverbandes nachher alles Wichtige sagen. Er bringt aktuelle Informationen aus der Vorstands-Sitzung 
des Deutschen Weinbauverbandes in dieser Woche mit. 
Deshalb beschränke ich mich auf wenige Stichworte

Was hat Württemberg in den vergangenen zwölf Monaten getan? 
Zunächst einmal die Geschlossenheit über die Südschiene hinaus gesucht. Gemeinsam mit der Landesregierung sind wir in Brüssel gewesen, gemeinsam haben wir mit EU-Kommissar Ciolos ein Gipfeltreffen auf Schloss Staufenberg in Baden durchgeführt. 
Auch wenn Dr. Ciolos nichts versprochen hat, hatten wir doch den Eindruck, dass wir verstanden werden und die Wertigkeit des Weinbaus in seiner Denkwelt eine andere Bedeutung hat als in anderen europäischen Köpfen. Das ist ein gutes Zeichen. 
Er hat uns aufgefordert, Argumente für den Erhalt des Anbaustopps zu liefern oder Möglichkeiten für eine flexible Handhabung aufzuzeigen. Das klingt schon besser als sture Ablehnung. Natürlich kann und wird auch Ciolos keine Wunder auslösen.

Wir haben aber  unsere Eckpunkte zum Anbaustopp, zum Budget, 
zum Steillagenprogramm, zum Bezeichnungsrecht und zu den Branchenverbänden deutlich dargelegt. 
Zuletzt auch vor einer Woche bei uns in Weinsberg im Gespräch aller Weingruppierungen mit dem Südtiroler Europaabgeordneten Herbert Dorfmann, der einmal AREV-Generalsekretär war und im Fachausschuss des EU-Parlaments an entscheidender Stelle sitzt. Er warnte uns davor, die Weinmarktreform im Gesamtpaket Agrarreform lösen zu wollen. Notwendig sei es, Initiativen zur Schaffung von Mehrheiten im Ministerrat und im Parlament zu entwickeln. 

Wir haben überall Informationen und Hinweise aufgenommen und waren auch klug genug, zum richtigen Zeitpunkt einen Strategiewechsel vorzunehmen, um nicht ins Abseits zu geraten und zu den Verlierern zu gehören. Wir dürfen nicht locker lassen.

Wir sehen uns in unserer bisherigen Lobbyarbeit bestätigt. Alle Aspekte wurden ausführlich in meinem Newsletter „Wein-Kontakt“ zeitnah dem Vorstand des Weinbauverbandes und damit allen Gruppierungen übermittelt und in den Sitzungen diskutiert. Fest steht: Bis zur Halbzeitbewertung der derzeitigen Weinmarktordnung im Jahr 2012 ist noch viel Arbeit zu leisten. Viel Zeit ist nicht mehr.
Das baden-württembergische Ministerium für Ländlichen Raum, Ernährung und Verbraucherschutz hat inzwischen alle 99 deutsche Abgeordneten im Europäischen Parlament über die erfolgreiche Bundesratsinitiative der Weinländer Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Rheinland-Pfalz und Saarland zugunsten einer Verlängerung des Anbaustopps für Reben bis Ende 2025 informiert. Mit diesem Beschluss des Bundesrates wird die Bundesregierung aufgefordert, unsere Position in Brüssel zu vertreten. 

Beim Mitteleuropäischen Weinbauforum auf der Intervitis Wien haben am vergangenen Wochenende Vertreter der Weinbauverbände in Deutschland, Frankreich, Österreich, Ungarn, Tschechien, Slowakei  und Slowenien eine erste Bewertung der laufenden Periode der europäischen Weinmarktordnung vorgenommen. Ende April steht das Thema auch auf der Tagesordnung der AREV-Tagung in Toledo.
Meine Damen und Herren, wir wissen, dass Kriege und Katastrophen nicht unbedingt gute Indikatoren für ein günstiges Konsumenten-Klima sind. Auf diesen Teil des Geschehens haben wir aber keinen Einfluss.

Anders sieht es im Land aus. Hier können wir aus eigener Kraft für zukunftsfähige Strukturen im genossenschaftlichen, aber auch im selbstvermarktenden Bereich sorgen. 

Als beispielhaft will ich in diesem Zusammenhang die vor wenigen Tagen vollzogene Verschmelzung der Genossenschaften in Heilbronn und Flein nennen. Solche Projekte mit der Schaffung von Schwerpunktbetrieben in wirtschaftlich zukunftsfähiger Größe sind wegweisend für die Existenzsicherung unserer weinbautreibenden Betriebe und Familien. Sie müssen von Seiten der Weinwirtschaft gerade auch im Blick auf die Unwägbarkeiten der Ernte rechtzeitig angepackt werden. Ich stelle mir auch vor, dass fusionsbedingte Kosten künftig höher als bisher gefördert werden, um zukunftssichernde Maßnahmen zu unterstützen. 

Im Land können und müssen wir auch selbst Weichen stellen für das Image und die Sicherung unserer gebietstypischen Sorten. Inzwischen liegt eine bundesweite Liste mit 18 wichtigen Leit-Rebsorten vor, die bei der Etikettierung von Weinen ohne geschützte Herkunftsangabe nicht verwendet werden dürfen. Wir sind mit unseren Sorten gut vertreten. Ich will bei diesem Thema Dr. Nickenig nicht vorgreifen, aber noch darauf hinweisen, dass gerade regionale Herkunftsbegriffe im Bezeichnungsrecht konsumentenfreundliche Bedeutung haben werden. Wir sind deshalb  mehr denn je gefordert, unsere Produkte dem Verbraucher so nahe zu bringen, dass er sie auch kauft.

Als wir 2006 unsere Leitlinien einstimmig verabschiedet haben, ahnten wir nur, wie aktuell die darin enthaltenen Themen sein würden. Einiges ist inzwischen abgearbeitet, 

an anderen Stellen wie beim Thema Export muss noch gearbeitet werden, anderes muss erst noch angepackt werden. Fest steht: Es ist nach fünf Jahren Zeit, diese Leitlinien fortzuschreiben. Daran müssen wir in naher Zukunft arbeiten.
Ein wichtiges Thema ist auch die Zukunft unserer Landesweinprämierung. Wir haben bereits erste Themen diskutiert, mit denen wir die Wertigkeit dieser Prämierung und die Attraktivität für alle Gruppierungen steigern werden. Darüber werden die zuständigen Gremien demnächst beraten.

Meine Damen und Herren, kein Tsunami, keine geheimnisvolle Macht, keine internationale Aktion der Uno hat das Wahlergebnis in Baden-Württemberg herbeigeführt. Es war der Wähler, der sicher auch gerne Wein trinkt. Ich habe gesagt, dass Schmollen und unüberlegtes Handeln nichts nutzen. Es ist angesagt, mit der neuen und für Baden-Württemberg noch ungewohnten Situation diplomatisch umzugehen.

Wir werden zum Nutzen der Weinwirtschaft auch mit der kommenden Regierung zusammen arbeiten, weil wir etwas für unsere Branche und damit zum Wohle des Landes, seiner Menschen und Landschaften erreichen wollen. 

Wir bieten der neuen Regierung diese Zusammenarbeit an, ohne dass wir gleich nach der Wahl effekthaschend mit Forderungen in die Öffentlichkeit gegangen sind. Ich habe unsere Eckpunkte im Vorfeld der Koalitionsverhandlungen mitentscheidenden Personen an die Hand gegeben, damit unsere Anliegen von Beginn einfließen können. Ich habe vor Beginn der Koalitionsverhandlungen meine Rede auf der letzten Mitgliederversammlung am 30. April 2010 weitergeleitet, die vor dem Hintergrund der damaligen Regierungs-Neubildung alle wichtigen Stichworte enthielt und heute noch aktuell ist. 
Ich habe vor einem Jahr deutlich gemacht,

- dass wir das beispielhafte Struktur- und Qualitätsprogramm 
Baden-Württemberg mit seinen vielfältigen Chancen ständig 
den aktuellen Anforderungen anpassen und gegebenenfalls 
die Schwerpunkte neu definieren müssen, 

- dass wir alle politischen Kräfte in Stuttgart, Berlin und Brüssel 
für die Neuausformung der EU-Weinmarktreform brauchen,
- dass der Weinbau in Steillagen für Qualität, biologische Vielfalt, nachhaltige Landbewirtschaftung und touristische Perspektiven steht,

- dass wir Wengerter schon über Generationen hinweg für den Erhalt 
der Natur arbeiten und die Natur- und Umweltschützer Nummer 1 sind,

- dass der Weintourismus eine konsequentere Strategie braucht,

- dass wir die Aus- und Weiterbildung den aktuellen und international geprägten Anforderungen anpassen müssen,

- dass wir eine Leit-Messe für die Leistungsfähigkeit der Agrarwirtschaft in Baden-Württemberg brauchen, 

- dass wir gemeinsam über einen verantwortungsbewussten Weinkonsum aufklären müssen.

Unter www.weinbauverband-wuerttemberg.de steht die vollständige Rede zum Nachlesen.

Wichtige Themen waren und sind heute noch zusammengefasst

- die Stärkung und Weiterentwicklung des Weinbaus in Baden-Württemberg,

- der Erhalt der Fördermaßnahmen für die Weinwirtschaft,

- die Zukunft der Weinbauinstitute und die Aus- und Weiterbildung,

- die Gemeinschaftswerbung auch über Messen und Weintourismus,

- die bundesländerübergreifenden Initiativen und Aktivitäten in Richtung EU,

- vor allem aber auch die Erhaltung und Ergänzung der Fachkompetenz in einem wie auch immer zusammengesetzten künftigen Ministerium. 
Bloß zur Erinnerung: Auch im Namen des bisherigen Ministeriums kam das Wort Wein nicht vor. Wichtiger ist, dass wir dort wie bisher fachkompetente Gesprächspartner haben. Das hat sich auch bei den Aktivitäten Richtung EU bestens bewährt. Natürlich ist es uns am liebsten, wenn sich die gerade in Baden-Württemberg offenkundige Bedeutung von Landwirtschaft und Weinbau in einem eigenen Ministerium wiederfindet.

Wir sind alle aufgefordert, unsere Interessen noch stärker als bisher zu vertreten. Das werden wir auch nach der Vereidigung der Regierung am 11. Mai tun. Wichtig ist uns dabei die Festigung des bewährten Schulterschlusses zwischen Weinwirtschaft, Politik und Verwaltung als verlässliche Partner, die in den maßgebenden Gremien zum Wohl der heimischen Weingärtner mit einer Zunge reden.
Das Weinland Württemberg gilt in Deutschland als Vordenker. Wir dürfen diese Rolle nicht verlieren, sondern müssen sie ausbauen. Wir haben weinbaupolitisch in der deutschen und europäischen Weinlandschaft eine herausragende Stellung und einen sehr guten Ruf. Das soll so bleiben.
Die Regierungsbilanz im Land ziehen wir und der Wähler in fünf Jahren.

Bis dahin wünsche ich uns fünf gute Herbste. 
Wir und die Weinfreunde können sie brauchen.
wein-kontakt präsident hermann hohl telefon 07134/18233  

hirschbergstraße 2  74189 weinsberg tel 07134/8091 fax 07134/8917 e-mail info@weinbauverband-wuerttemberg.de

öffentlichkeitsreferent gerhard schwinghammer tel 0171/8644270 und 07066/912839 fax 07066/912840

e-mail: gerhard.schwinghammer@weinbauverband-wuerttemberg.de

mitgliederversammlung 14.4.2011








					   


	                            				weinbauverband württemberg e.v.



























































